Stadt Leverkusen Vorlage Nr. 2023/2094

Der Oberbiirgermeister

[1/36-363-fk

Dezernat/Fachbereich/AZ

01.08.2023

Datum

Beratungsfolge Datum Zustandigkeit |Behandlung
Ausschuss fiir Biirgereingaben 31.08.2023 |Beratung offentlich
und Umwelt

Bezirksvertretung fur den Stadt- 11.09.2023 |Beratung offentlich
bezirk |

Bezirksvertretung fur den Stadt- 12.09.2023 |Beratung offentlich
bezirk Il

Bezirksvertretung fiir den Stadt- 14.09.2023 |Beratung offentlich
bezirk Il

Finanz- und Digitalisierungsaus- 18.09.2023 |Beratung offentlich
schuss

Rat der Stadt Leverkusen 25.09.2023 |Entscheidung offentlich
Betreff:

Anhebung der Bewohnerparkausweisgebuhren in Leverkusen

Beschlussentwurf:

Der Rat der Stadt Leverkusen beschliel3t die Anhebung der Bewohnerparkausweisge-
bdhren und die in der Anlage 1 der Vorlage beigeflugte Verordnung Gber die Erhebung
von Gebuhren fur Bewohnerparkausweise im Stadtgebiet Leverkusen (Bewohnerpark-
ausweisgebuhrenordnung).

gezeichnet:
In Vertretung In Vertretung In Vertretung
Adomat Molitor Lanenbach

(In Vertretung des
Oberbirgermeisters)




I) Finanzielle Auswirkungen im Jahr der Umsetzung und in den Folgejahren
[] Nein (sofern keine Auswirkung = entféllt die Aufzahlung/Punkt beendet)

[ ] Ja — ergebniswirksam
Produkt: Sachkonto:
Aufwendungen flr die MaRhahme: €
Férdermittel beantragt: [ ] Nein [ ] Ja %
Name Forderprogramm:
Ratsbeschluss vom zur Vorlage Nr.
Beantragte Forderhohe: €

[ ] Ja - investiv
Finanzstelle/n: Finanzposition/en:
Auszahlungen fir die Malinahme: €
Férdermittel beantragt: [_] Nein [ ] Ja %
Name Forderprogramm:
Ratsbeschluss vom zur Vorlage Nr.
Beantragte Forderhohe: €

MaBRnahme ist im Haushalt ausreichend veranschlagt
[ ] Anséatze sind ausreichend
[ ] Deckung erfolgt aus Produkt/Finanzstelle

in Hohe von €

Jahrliche Folgeaufwendungen ab Haushaltsjahr:
[ ] Personal-/Sachaufwand: €
[] Bilanzielle Abschreibungen: €

Hierunter fallen neben den tblichen bilanziellen Abschreibungen auch einmalige bzw. Sonderabschrei-
bungen.

[ ] Aktuell nicht bezifferbar

Jahrliche Folgeertrage (ergebniswirksam) ab Haushaltsjahr: 2024
X Ertriage (z. B. Gebiihren, Beitrige, Auflosung Sonderposten): €
Produkt: 023502 Sachkonto 431100

Aufgrund fehlender Erfahrungswerte im Zuge der Anhebung der Bewohnerparkaus-
weisgebuihren und der unkalkulierbaren zukiinftigen Nutzung (Umstieg auf den OPNV,
Nutzung privater Stellflachen) und dahingehende Inanspruchnahme von Bewohnerpark-
ausweisen kénnen nur grobe Schatzungen zu den Mehrertragen angestellt werden.

- Erhdhung der Ertrage zur ersten Anhebung ab 2024 um jahrlich 200.000 Euro,

- Erhéhung der Ertrage zur zweiten Anhebung ab 2026 um jahrlich weitere 200.000 Eu-
ro,

- Erhéhung der Ertrage zur dritten Anhebung ab 2028 um jahrlich weitere 200.000 Euro.

Die zu erwartenden Mehrertrage werden nach Beschlussfassung in den zukunftigen
Haushaltsplanungen berucksichtigt.



Einsparungen ab Haushaltsjahr:
[ ] Personal-/Sachaufwand: €
Produkt: Sachkonto

X ggf. Hinweis Dez. II/FB 20: Achim Krings 20 12
Die Gebuhrenanpassung stellt auch eine Ertragsverbesserung im stadtischen Haushalt
ab dem Jahre 2024 dar. Sollte der Vorlage nicht zugestimmt werden, bedeutet dies eine

Haushaltsbelastung, die an anderer Stelle kompensiert werden muss.

Il) Nachhaltigkeit der MaBnahme im Sinne des Klimaschutzes:

Klimaschutz Nachhaltigkeit kurz- bis langfristige
betroffen mittelfristige Nachhaltigkeit
Nachhaltigkeit
X ja [ ] nein MXja [ ] nein X ja [ ] nein MXja [ ] nein




Begriindung:

Im Stadtgebiet Leverkusen wurden, wie auch anderorts, in stadtischen Quartieren mit

erheblichem Parkraummangel und mangels privater Stellflachen verschiedene Bewoh-
nerparkgebiete mit dem Ziel eingerichtet, den Bewohnerinnen und Bewohnern auf den
dortigen offentlichen Verkehrsflachen ein Parkvorrecht einzuraumen. Bisher waren die
jahrlichen Gebuhren flr Bewohnerparkausweise bundesweit auf 30,70 Euro festgelegt.

Mit Artikel 3 des ,Achten Gesetzes zur Anderung des BundesfernstralRengesetzes und
zur Anderung weiterer Vorschriften vom 29.06.2020 hat der Bundestag beschlossen,
die Gebluhrennummer 265 der Anlage der ,Gebulhrenordnung fir Malnahmen im Stra-
Renverkehr (GebOSt)“ nicht mehr anzuwenden, wenn die Landesregierung eine Gebuh-
renordnung erlasst oder die Landesregierung diese Ermachtigung an einen anderen
Rechtstrager Ubertragt. Zum 19.02.2022 hat das Land Nordrhein-Westfalen (NRW) mit
der ,Zweiten Verordnung zur Anderung der Verordnung lber Zusténdigkeiten im Be-
reich StralRenverkehr und Guterbeforderung® die Zustandigkeiten fur die Festsetzung
der Gebuhren von Bewohnerparkausweisen auf die Kommunen Ubertragen, sodass die
Ortlich zustandigen Behoérden nunmehr selbstandig eine Festlegung der Geblhrenhdhe
vornehmen konnen.

Gemal § 6a Abs. 5a S. 3 Strallenverkehrsgesetz (StVG) kann neben dem Verwal-
tungsaufwand auch die Bedeutung der Parkmdglichkeiten, deren wirtschaftlicher Wert
oder der sonstige Nutzen angemessen berucksichtigt werden.

Die bisherigen Geblhren flir Bewohnerparkausweise sind nicht kostendeckend. Hierbei
mussen insbesondere die Personalkosten der Sachbearbeitenden, Druck-, Formular-
und Portokosten, IT-Verfahrenskosten sowie Herstellungs- und Unterhaltungskosten der
Parkflachen berlcksichtigt werden. Gleichwohl entstehen ebenfalls Personalkosten bei
der Verkehrsuberwachung, die die Bewohnerparkgebiete kontrolliert, um unberechtigtes
Parken ohne Bewohnerparkausweis zu ahnden. Ebenso kdnnten bei den Gebulhren die
Opportunitatskosten (entgangener Nutzen) der Parkflachen berlcksichtigt werden, dass
diese Flachen entsprechend nicht genutzt werden kénnen, z. B. als Flachen fur die Au-
Rengastronomie.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass den Gebuhren von Bewohner-
parkausweisen eine hohe Bedeutung zukommt, u. a. zur Lenkungs- und Steuerungs-
funktion in den Bewohnerparkgebieten und z. B. als Anreiz zur Nutzung alternativer
Verkehrsmittel oder dem 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV). Gleichfalls kann
hierdurch der Anreiz geschaffen werden, dass anstatt 6ffentlicher Parkmaglichkeiten in
Bewohnerparkgebieten eher private Flachen (Garagen, Stellplatze etc.) - sofern vorhan-
den - genutzt werden. Infolgedessen wurde sich die teils angespannte Parksituation in
den Bewohnerparkgebieten entspannen, sodass wieder mehr Parkmdglichkeiten fir die
Inhaberinnen und Inhaber von Bewohnerparkausweisen entstehen.

Die Anhebung der Bewohnerparkausweisgebuhren ist somit aus mehreren Grinden
erforderlich, da die aktuellen Gebuhren nicht mehr annahernd den wirtschaftlichen Wert
einer Parkmdglichkeit im Bewohnerparkgebiet widerspiegeln, fur die die Stadt Lever-
kusen bei Beibehaltung der aktuellen Gebuhren keinesfalls eine Kostendeckung erzielt
wird, die Bewohnerparkgebihren eine Lenkungs- und Steuerungsfunktion im Zuge der



Mobilitatswende einnehmen und die hieraus erfolgenden Mehrertrage im gesamtstadti-
schen Haushalt, u. a. auch fur allgemeine Mobilitatsprojekte, verwendet werden kdnnen.

Die Deutsche Umwelthilfe fordert eine Anhebung der Bewohnerparkausweisgebuhren
auf 365 Euro im Jahr; in europaischen Grof3stadten wurden die Geblhren bereits erheb-
lich angehoben, wie z. B. in Stockholm auf bis zu 1.300 Euro, in Basel bis zu

507,07 Euro und in Maastricht bis zu 285,86 Euro pro Jahr. In Deutschland bestehen
ahnliche Bestrebungen zur Anhebung, wie z. B. in Freiburg, auf bis zu 360 Euro, in
Karlsruhe auf bis zu 180 Euro und in Tabingen auf bis zu 120 Euro pro Jahr. Auch in
NRW und in den Grof3stadten Kdln und Dusseldorf bestehen Absichten einer erhebli-
chen Anhebung der Gebuhren. Zudem wurden in Neuss die Parkgeblhren ab dem
01.07.2022 auf monatlich 10 Euro, ab dem 01.07.2024 auf monatlich 20 Euro und ab
dem 01.07.2026 auf monatlich 30 Euro erhdht. In Brihl erfolgte eine Erhéhung auf
141,10 Euro pro Kalenderjahr.

Im Zuge unterschiedlicher Berechnungsvarianten sollte der Wert eines Bewohnerstell-
platzes im 6ffentlichen Verkehrsraum in Leverkusen ermittelt werden, wobei alle Be-
rechnungsvarianten zu dem Ergebnis kamen, dass die aktuelle Gebuhr fur die Inan-
spruchnahme des o6ffentlichen Verkehrsraums von Bewohnerparkausweisen deutlich zu
gering ausfallt. Ausarbeitung des Stadtetags, des Stadte- und Gemeindebundes und
des Ministeriums flr Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen kommen zu vergleichba-
ren, wenn nicht sogar hoheren, Berechnungsergebnissen.

In Leverkusen wird eine stufenweise Anhebung der Bewohnerparkausweisgebuhren
vorgeschlagen, um hierdurch die Akzeptanz der Bevolkerung zu erhéhen. Die Gebuhren
sollen zunachst alle zwei Jahre erhoht werden, sodass ab dem Jahr 2024 eine Jahres-
gebuhri. H. v. 60 Euro (umgerechnet 5 Euro pro Monat), ab 2026 eine Jahresgebuhr

i. H. v. 90 Euro (umgerechnet 7,50 Euro pro Monat) und ab 2028 eine Jahresgebuhr

i. H. v. 120 Euro (umgerechnet 10 Euro pro Monat) anfallt. Angesichts der stufenweisen
Anhebung der Gebuhren erhalten betroffene Blirgerinnen und Birger die Mdglichkeit,
sich bei Bedarf nach Alternativen umzuschauen oder grundsatzlich auf den OPNV um-
zusteigen.

Eine Unterscheidung der Geblhrenhdéhe nach Fahrzeugart, Fahrzeuggroéf3e und Fahr-
zeuglange soll nicht vorgenommen werden, da hierzu in Leverkusen bereits eindeutige
Regelungen bestehen und flur groliere Fahrzeuge nach entsprechender Einzelfallpru-
fung in der Regel kein Bewohnerparkausweis ausgestellt wird. Die Gebuhren fur Be-
wohnerparkausweise in Leverkusen sollen somit auch zum besseren Verstandnis fir die
Burgerinnen und Blrger sowie zur vereinfachten Bearbeitung einheitlich gefasst wer-
den.

Die Geblhrenanpassung soll zum 01.01.2024 mit der Einfihrung eines neuen, digitalen
Bewohnerparkausweisverfahrens beim Fachbereich Ordnung und Stralenverkehr

(FB 36) in Kraft treten. Im Zuge des Verfahrens erhalten die Burgerinnen und Burger die
Madglichkeit, den Bewohnerparkausweis online zu beantragen. Die Ausstellung eines
Bewohnerparkausweises ist infolgedessen nunmehr unabhangig von den tblichen Ge-
nehmigungs- und Ausstellungszeitraumen maoglich und kann auf Antrag halbjahrlich,
quartalsweise oder auch monatlich beantragt werden.



Zudem wurde in der Informationsveranstaltung fur die Politik zur Anhebung der Bewoh-
nerparkausweisgebihren am 25.04.2023 der Wunsch geaulRert, dass die Bewohner-
parkausweise auch direkt fur zwei Jahre beantragt werden kénnen. Dies wird entspre-
chend im neuen Antragsverfahren berucksichtigt.

Die aus der Anhebung der Bewohnerparkausweisgebuhren resultierenden Mehrertrage
kénnen im gesamtstadtischen Haushalt und somit auch fir allgemeine Mobilitatsprojekte
und insbesondere der Umsetzung von Projekten aus dem Mobilitatskonzept 2030+ ver-
wendet werden. Angesichts der zu erwartenden Mehrertrage kann beispielsweise die
Unterhaltung und Aufrechterhaltung des Verkehrstubungsplatzes an der Robert-Koch-
Stralde (Neukonzeption Jugendverkehrsschule), die Digitalisierung der stadtischen
Radwege sowie die Personalkosten fur die stadtischen Fahrradbeauftragten beim Fach-
bereich Mobilitat und Klimaschutz (FB 31) regelmaRig gegenfinanziert werden.

Anlage/n:
Anlage 1 - Bewohnerparkausweisgebuhrenordnung



	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Text1
	Text2
	Text3
	Text4
	Text5
	Text6
	Text7
	Text8
	Text9
	Text10
	Text11
	Text12
	Text13
	Text15
	Text16
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Sachverhalt
	Anlage

